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SHB undMSBverloren 
beherrschende Stellung 
‘Noch völlig offen ist, welche Koalition kimftig den ASTA der Universität Olden- 
‚burg bilden wird, nachdem der Sozialistische Hochschulbund (SHB) und der MSB 
Spartakus ihre bisher unbestritten führende Stellung verloren haben. 

Beide Gruppen mußten, nicht unerwartet, 

erhebliche Verluste hinnehmen - offen- 

sichtlich zugunsten der erstmals kandi- 

dierenden Basisgruppe Projektinitiative 

die auf Anhieb mit 26,7 Prozent der 

Stimmen und 14 Sitze zur stärksten Frak- 

tion des Parlaments avancierte, und 

Ider Juso-Hochschulgruppe, die im er- 

'sten Anlauf 15,6 Prozent und acht Sit- 
ze für sich verbuchte. Dabei kam die 

hohe Wahlbeteiligung von 5148 Prozent, 

- weit über bundesdeutschen Dureh« .; 

schnitt - den beiden neuen Gruppen zu- 

gute, denn SHB und MSB büßten absolut 

nur wenig Stimmen ein. Der SHB etwa 90 

‘und der MSB etwa 30° 

Zu den Verlierern der Wahl gehören auch 

der Liberale Hochschulverband (IHV), 

dessen Stimmenanteil von 18,2 Prozent . 

auf 12,3 Prozent absackte, und die vom 
Kommunistischen Studentenbund (KSB) ge- 
tragene "Demokratische Liste", die mit 
1,5 Prozent nicht einmal mehr einen Kam 

didaten ins Parlament schicken kann. 

konnte aber mit 5,0 Prozent der Stim- 
men nicht das Ergebnis der nicht mehr 

Diplom-Ordnung 
angepaßt 
In den wesentlichen Punkten hat der 

Senat auf seiner letzten Sitzung Ände-- 

rungsvorschlägen zugestimmt, die den 

vom Wissenschaftsministerium (MWK) 
verlangten Änderungen zum 2. Entwurf 
der Diplom-Prüfungsordnung (siehe uni- 
info 2/77) Rechnung tragen. Die Ände- 
rungswünsche des MWK betrafen vorwie- 

für das Studentenparlament kandidieren- gend’ Rı0, Zussunpnmelsung tätige 
den Unabhängigen Hochschulgruppe (UHG) 
erreichen. 

Daß der SHB und der MSB Spartakus mit 

erheblichen Verlusten rechnen mußten, 

war spätestens Donnerstagabend mit Ab- 

schluß der Wahlen zum Konzil und zu 

den Fachbereichsräten klar. 

ausschüsse (Mitwirkung der Studenten), 
die prüfungsabschichtenden Leistungs- 

nachweise, die schriftliche Arbeit, 

sowie die Stellung der Prüfer und Gut- 

achter. 

Der Senat stimmte mehrheitlich einer 

Besetzung des Prüfungsausschusses der 

In den Fachbereichen I, II und III hat, Piplomstudiengänge mit drei Hochschul- 
te sieh die Basisgruppe Projektinitia- 

tive als jeweils stärkste Gruppe nach 

Auszählung der Stimmzettel erwiesen. 

Bei der Wahl zum Konzil erhielten zwar 

der SHB und MSB bei einer Wahlbeteili- 

gung von 27,28 % knapp die absolute 
Mehrheit, jedoch konnte sich die Juso- 

Hochschulgruppe mit 27,4 Prozent der 

Stimmen als zweitstärkste Fraktion be- 
haupten. Einen starken Einbruch erleb- 

te auch der IHV, dessen Anteil sich 
von 23,3 Prozent auf 14,5 Prozent re- 

duzierte. Keine Rolle spielt mehr die 

lehrern, einem wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter sowie einem Studenten zu, wor 

bei der Student kein Stimmrecht hat. 

Der Forderung des MWK nach einer Ein- 

schränkung der Wiederholungsmöglich- 

keiten bei studienbegleitenden Lei- 

stungsnachweisen wurde vom Senat inso- 

fern entsprochen, als sie einmal am 

gleichen Prüfungsgegenstand wiederholt 

werden können. Da die Leistungsnach- 

weise in der Diskussion nach Studien- 

bereichen unterschiedlich beurteilt 

wurden, überließ der Senat die nähere 

Der Ring christlich-demokratischer Stu- UHG, die lediglich 1,9 Prozent der Stim- Bestimmung der Kompetenz der Fachbe- 
2 Fortsetzung Seite reiche, d. h. in den fachspezifischen 

A 
denten (RCDS) errang zwar zwei Sitze, 

  

  

    

Ergebnisse der Wahlen zum StuPa (vorläufig) 

1977 1976 
Listen Prozent Sitze Prozent Sitze 
Basisgruppe Projekt- 

initiative 26,71 44 = 2 

SHB ah uk 3 37,7 20 
Juso-Hoohsehul- 
gruppe 15,56 8 — 2 
MSB-Spartakus 12,62 3 1843 9 

Liberaler Hoch- 

schulverband 12,33 6 18,2 9 

‚RCDS 3,03 2 - - 
Demekratische 

Liste/KSB 1,52 ea 13,0 6 
UHG - - 12,6 6 
Einzelkandidat 
Ronald Drechsler (.NHB) 0,52 ö 2 in 

Wahlbeteiligung: 51,'.% Wahlbeteiligung: 42,9 %     
  Sem 

nhängen wird die nähere Regelung der 

Leistungsnachweise geklärt. 

Gegen die Stimmen der Studenten wurden 
so die von der Senatsarbeitsgruppe vor= 

gelegten Änderungsvorschläge im wesent- 

lichen angenommen. Der Allgemeine Teil 

der Diplom-Prüfungsordnung wird jetzt 

in den Fachbereichen abschließend be- 
raten und mit den studiengangsspezifi- 

schen Anhängen dem Ministerium erneut 

vorgelegt. Inzwischen hat der Fachbe- 

reich IV die Senatsvorlage abgelehnt&P 

Forschung 
Auf seiner letzten Sitzung hat der Se- 

nat alle Fachbereiche aufgefordert, zu 
Forschungsschwerpunkten sowie zu Vor- 

stellungen zur Forschungsorganisation 

Vorlagen zu erstellen, auf deren Grund- 

lage dann im Senat eine Grundsatzdis- 
„J xussion geführt werden soll, - 
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ELAB-Gesetzentwurf einTorso 
Wie bereits berichtet, hat der Minister für Wissenschaft und Kunst Ende Januar 

der Universität Oldenburg einen Referentenentwurf für ein Gesetz "Gesetz zur 

vorläufigen Regelung der einphasigen Lehrerausbildung und eines öffentlich- 

rechtlichen Ausbildungsverhältnisses" zur Stellungnahme zugesandt». Obwohl der 

Gesetzentwurf beansprucht, "die notwendigen Grundsätze der einphasigen Lehrer- 

ausbildung und des Öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses" im 3. Stu- 
dienabschnitt "vorläufig zu regeln", kann er faktisch nur als Torso bezeichnet 
werden - zumal in der Begründung erklärt wird, daß auf eine endgültige, "voll- 

gesetzliche" Regelung der EIAB verzichtet werde. Diese Auffassung vertreten zu- 

mindest Professor Wolfgang Nitsch ‘und der Planer Richard Stinshoff, die den Ent- 

wurf auf seine Folgen für die EIAB an der Universität hin, im nachfolgenden 

Text untersuchen. 

Gerade die zentralen, unabdingbaren 

Strukturmerkmale der ELAB, die einer ge- 
setzlichen Regelung bedürfen, werden in 

dem Entwurf total ausgeklammert: 
- Die Kontaktlehrer und anderen mitwir- 

kenden Lehrer, 

- die grundsätzliche Klärung der Aufga- 

ben und Zuständigkeiten von Universi- 

tät und Schule, 

- formale, organisatorische und inhalt- 
liche Kriterien, deren Einhaltung die 

im Beamtenrechtsrahmengesetz ($ 14 a) 
vorgeschriebene Gleichwertigkeit der 

einphasigen Lehrerausbildung im Ver- 

gleich zur zweiphasigen Ausbildung ge- 

währleistet. 

Der Verzicht "auf eine vollgesetzliche 

Regelung der einphasigen Lehrerausbil- 

dung und des hierfür notwendigen Zusan- 

menwirkens von Hochschule und Schule" 

‘(und damit auch der bisher zwischen Uni- 
versität und Schulverwaltung ungeklär- 

ten und strittigen Frage, wo die Dienst- 

und Fachaufsicht der Schulbehärden in 

Unterrichtsvorhaben der Universität ı 

ihre Grenze findet), wird mit dem "Er- 
probungscharakter der einstufigen Leh- 

rerausbildung" begründet; gleichzeitig 

enthält der :Gesetzentwurf jedoch eine 

umfassende "Ermächtigungsgrundlage" für 

Veroränungen und Erlasse der Exekutive, 

um "die während der Erprobung gewon- » 

nenen Erkenntnisse und die praktischen 

Erfahrungen mit der einphasigen Ausbil- 

dung durch rasche Umsetzung in Rechts- 

normen sinnvoll" verwerten zu können. 

Vor allem im Interesse der Mitglieder 

der Universität als der Hauptbetrof- 

fenen muß das Einräumen eines derart 

' weitgehenden Handlungsspielraums für 

die Bildungs- und Wissenschaftsverwal- 

tung kritisiert werden, eröffnet er 
doch den Verwaltungsinstanzen die Mög- 

lichkeit, die gegenwärtig noch bestehen 

den und praktizierben Grundlagen der 

Ausbildimgsstruktur der ELAB durch ent- 

sprechende Verordnungen oder Erlasse b& 

liebig zu verändern. 

Ferner fällt auf, daß vor allem fast 

Alle haushaltswirksamen Elemente der 
ElAB nicht gesetzlich abgesichert wer- 

den sollen, offenbar um zu verhindern, 

daß sie eingeklagt werden könnens 
= der Planstellenausgleich für Kontakt- 

lehrerstundenverlagerungen, 

- die für die Betreuung der Studenten 

in den berufspraktischen Ausbildungsan- 

teilen zusätzlich erforderliche Lehr- 
aeputatskapazität der Lehrenden der 

Universität, 
- die Betreuungsdichte (Kontaktiphrer- 
Studentenrelationen) in der berufsprak- 
tischen Ausbildung, obwohl diese neuer- 
dings im Vorbereitungsdienst der zwei- 

phasigen Lehrerausbildung aufgrund ei- 

nes Gesetzes durch Verordnung quantifi- 

ziert wird, ö 
- Reisekosten für die Teilnehmer an Er- 
kundungs- und Unterrichtsvorhaben im 

1. und 2. Studienabschnitt sowie die 

für die Betreuung dieser Vorhaben zum 

Teil erforderliche Schaffung von Außen- 

stellen der Universität. 

So-erstaunt es kaum noch, wenn der Ge- 

setzentwurf nicht die Gleichwertigkeit 

der Ausbildung - wie in 

$ 14 a BRRG gefordert - sondern nur did 

inhaltliche und quantitative Gleich- 

wertigkeit der Prüfung gesetzlich fest-: 

legen wille Ohne ein Minimum an landesr 

gesetzlicher Ausgestaltung dessen, was 

Gleichwertigkeit der Ausbildung heißen 

soll, bleibt diese Vorschrift des BRRG 
jedoch weitgehend wirkungslos. 

In den zuständigen Ministerialverwal- 

tungen des Landes Niedersachsen ver- 

steht man offenbar im Unterschied zu 

der mit dem Bund vereinbarten struktu- 

rellen Planung des Versuchs EIAB die- 
sen allenfalls noch verbal als Erpro- 
bung eines wissenschaftlich begründe- 
ten, in seinen Zielen klar difinierten 
und rechtlich entsprechend abzusichern- 
den Modells der Lehrerausbildung. In 
Wirklichkeit aber nutzt man die ELAB 
als ein permanent wandelbares -fiska- 
lisches und bürokratisches Experimen-. » 
tierfeid für ie Ökonomische Rationali- 
sisrung und politische Kontrolle der 
Lehrerausbildung; besondere Hinweise 
dafür sind: 

- die Festlegung einer Regelstudien- 
zeit in Vorwegnahme eines an’ die Prim 
zipien ‘des Hochschulrahmengesetzes an- 
geglichenen niedersächsischen Hochschul 
gesetzes, 

- die Festlegung einer politischen Vor- 
aussetzung für den Eintritt in das öt- 
fentlich-rechtliche Ausbildungsverhält- 
nis, wobei die Feststellung des Tatbe- 
standes,""wer die freiheitlich demokra- 

‚ tische Grundordnung zu diesem Zeitpunkt 
in strafbarer Weise bekämpft", durch 
die Einstellungsbehörden erfolgt, 
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[Plakate nicht mehr 

wahrgenommen 

Ohne größere Reaktion ist eine Akti- 
on von Kunststudenten und -studen- 

tinnen des Graffiti-Seminars geblie- 

kate von den Wänden abgenommen und 

durch weiße Blätter mit dem Vermerk 

"Hier hing bis jetzt ein terminlich 

überholtes Plakat" ersetzt wurden. 

Nach Angaben der Studenten sollte 

die Aktion einen Denkanstoß ‘geben, 

"mal über unser Miteinanderumgehen, 

unsere Abgestumpftheit nachzudenken" 

denn die Informationen des Plakate- 

durcheinanders in der Universität 

werde nicht mehr wahrgenommen. 

Dabei hatten die Studenten des Gref® 

fiki-Seminars ursprünglich selbst 

durch Wandbeschriftungen "als lega- 

les Mittel der Meinungsäußerungen" 

die mitunter unübersehbare Informat# 

onsflut an den Außen- und Innenwän- - 

den forcieren wollen. Durch eine Ein 

zelaktion eines Studentensund dem da 

rauf folgenden Gespräch mit Arbei- } 
tern und Raumpflegerinnen kamen sie 

jedoch zu dem Ergebnis, daß es nicht 

darum gehen könne "eine Form der 

Meinungsäußerung gegen eine 

andere auszutauschen. bzw. zu er- 

gänzen, denn nach kurzer Zeit würde 
voraussichtlich auch durch umfang- 

. reiche Beschriftung dieser Art kein 
Mensch mehr durch die Informationen 
durchblicken". Das Graffiti-Seminar 

findet donnerstags 9-11 Uhr im Ate- 

lier I statt, 

ben, in deren Verlauf überholte Pla-I 

      
- ein generelles Gebot der Mäßigung . 

und Zurückhaltung bei politischer Re- 

tätigung während dr gesamten 

Dauer des öffentlich- rechtlichen Aus- 

bildungsverhältnisses; dies erscheint 

insbesondere insofern rechtlich bedenk- 

lich, als der Student im 3. Studienab- 
schnitt sich nicht in einem B&amtenver- 

hältnis befindet, auf das allein der 
solche Mäßigung fordernde $ 61 Abs. 3 
des Niedersächsischen Beamtengesetzes 

anzuwenden wäre. 

Schließlich setzt der Entwurf einen 
haushalts- und personalrechtlichen Aus- 

nahmezustand fort, indem er die Aus-' 
richtung der ELAB auf Stufenlehränter 

festlegt, aber in seiner Begründung 
gleichzeitig auf ein zumindest bis zum 
30. 6. 77 geltendes bundesgesetzliches 
Verbot hinweist, die entsprechenden 
besoldungsrechtlichen Regelungen zu 
treffen. Vermutlich werden die ersten 
Absolventen erst nach dem Abschluß 

ihrer Ausbildung erfahren, welche be- 
soldungsrechtlichen Ansprüche sich im 

_ Falle ihrer Einstellung aus ihrem je- 
weiligen Lehramtsabschluß ergeben. 
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6.800 Studienplätze bis1985? 
Das Niedersächsische Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat in einer 

Dienstbesprechung mit der Universitätsleitung erstmals die von der neuen lan- 

desregierung beabsichtigten Vorstellungen zum Ausbau der Universität Oldenburg 

vorgelegt. Danach soll die Studienplatzzielzahl bis 1985 geringfügig erhöht 

werden - von 5.800 auf 6.800. Eine Erweiterung des Ausbildungsangebotes könnte 

nach Ansicht des Ministeriums in der Einrichtung eines Studiengangs Pharmazie 

mit 500 Studienplätzen liegen. Weitere 500 Studienplätze sind als Aufstockung 

in den naturwissenschaftlichen Studiengängen gedacht. 

Die Erreichung der Zielzahl von 6.800 

Studienplätzen bis 1985 steht aller- 

dings unter einem Finanzierungsvorbe- 

halt der Landesregierung. Bis 1980 ist 

ein Anstieg der Studienplätze auf rund 

5.800 verbindlich zugesagt. 

In einer ersten Stellungnahme zur 

neuen Ausbauperspektive erklärte der 

Rektor der Universität Oldenburg, Pro- 

fessor Rainer Krügers "Wir begrüs- 

sen ‚Anzeichen eines Aufwärtstrends in 

der Entwicklung der Universität, hal- 

ten aber nach wie vor die Begrenzung 

der Zielzahl auf 6.800 Studienplätze 

für bildungs- und strukturpolitisch 

nicht vertretbar. Die Einbeziehung des 

"Studiengangs Pharmazie in das Ausbil- 

dungsangebot der Hochschule ist als 

konstruktiver Vorschlag des Ministeri- 

ums zu werten. Um so bedauerlicher ist 

es, daß der auch von öffentlichen In- 
stitutionen des Nordwest-Rauns gewün- 

schte Fachbereich "Jura! nicht in 0l- 

denburg verwirklicht werden soll, ob- 
wohl erhebliche Standortvorteile dafür 

sprechen", 

Weiter führte Krüger aus, daß Studien 

platzzielzahlen allein noch keine drin- 

gend benötigten Bauten entstehen lies- 

sen. Die Universität fordere deshalb 

die Landesregierung auf, bei den.bevor 

stehenden Anmeldungen zum 7. Rahmen- 

plan neben den bisher gesicherten Bau- 

maßnahmen in jedem Fall auch die Mensa 

zu berücksichtigen. Ferner dränge die 

Zeit, umgehend im Landtag einen Ver- 

tragsabschluß mit der Niedersäch- 

sischen Hochschulbaugesellschaft her- 

herbeizuführen,in dem für wichtige Bau- 

maßnahmen Mittel bereitgestellt werden. 
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TerminplanSS77 
21.3.77 Senat (Montag-Termin) (v+n) 
13.4.77 Senat (v#n) 

20.4.77 sonstige Ausschüsse (v) 
Fachbereichsrat (n) 

27.4.77 Verwaltungsausschuß (v) 
Programmausschuß (n) 

4.5.77 Senat (v+n) 
11.5.77 sonstige Ausschüsse (v) 

Fachbereichsrat (n) 

18.5.77 Verwaltungsausschuß (v) 
Programmausschuß (n) 

25.5.77 Senat (v+n) 
4106.77 sonstige Ausschüsse (v) 

Fachbereichsrat (n) 
8.6.77 Verwaltungsaussehuß (v) 

Programmausschuß (n) 
15.6.77 Senat (v+n) 
22.6.77 sonstige Aussehüsse (v) 

Fachbereichsrat (n) 
296.77 Senat (v+n) 
10.8.77 Senat (v+n) 
v = vormittags. n = nachnmittags 

NWK lehnen Diskussion ab 
Die Betriebsdirektion Oldenburg der 

Nordwestdeutschen Kraftwerke AG (NWK) 
hat eine vom Fachbereich W vorgeschla- 

gene Öffentliehe Podiumsdiskussion zum 

Bau von Atomkraftwerken abgelehnt. In 

einem Schreiben an den Vorsitzenden 

des Fachbereiches I, Professor Thomas 

‚Höpner, heißt es, die vom Fachbereich 
IV vorgeschlagene öffentliche Informa- 

    

  

  

  

  

  

  

    

Ergebnisse derWahlen zum Konzil (vorläufig) 
} 1977 1975 *) 

HOCHSCHULLEHRER Wahlbeteil.: 97,4 % HOCHSCHULLEHRER Wahlbeteiles 9,4 % 

Demokratische 48,2% 12 Sitze Schulenberg 58,8% Ah Sitze 
Hochschule 

Linke Liste 26,3 6 Linke Liste 25,0 6 
HAKO A353 - - - 
Pieper 11,4 3 BaWi 17,6 4 

WISS.MITARB.  Wahlbeteil.: 86,3 % WISS.MITARB. Wahlbeteilss 87,3% 

Linke Liste 28,9% % 7 Sitze Linke Liste 38,6% 9Sitze 
Büttemeyer 26,2 7 Büttemeyer 24,0 6 
BaWi- 202,6 BaWi 22,3 8 
HAKO 18,6 4 - ö ee 

- - -. Demokr. Liste 5,0 4 

SONST.MITARB.  Wahlbeteil.: 51,96 % SONST.MITARB. Wahlbeteile: 77,7% 

ömw - 68,8% 11 Sitze örV 63,2% 10 Sitze 
DAG 31,6 5 Unabh.Wählerer. 248. 6 

STUDENTEN Wahlbeteils.: 27,28 % STUDENTEN Wahlbeteil.: 16,76 % 

SHB/Juso 30,1% 8Sitze SH 37,3% 9Sitze 
Juso-HSG 27,4 7 - - - 
MSB Spartakus 20,4 5 MSB Spartakus 24,0 6 
IHV A453 IHV. 33 6 
REDS 5804 = & i 
UHG 19: = UHG 53..3 
  

*) Bei den Studenten handelt es sich um das Ergebnis des Jahres 1976. Stu- 

denten wählen ihre Vertreter in die Gremien jährlich, die anderen Status- 
gruppen alle zwei Jahre.     

  
  

tionsveranstaltung über Kernenergie 

könne bei realer Einschätzung der Sitw 

ation nicht der Informatian interess 
sierter Studenten oder anderer dienen, 
sondern würde lediglich ein Schlagab- 
tausch konträrer Meinungen werden. 

Sie könne, so die Kraftwerke weiter, 

auf keinen Fall zu einem irgendwie ge- 

arteten wissenschaftlichen Ergebnis 
führen, da auch der -Fachbereich nieht 

verhindern könne, daß derartige Veran- 

staltungen bewußt im Sinne einer Min- 

derheit umfunktioniert würde. Wörtlich 

heißt es in dem Schreiben:" Darüber 
hinaus findet der Dialog mit Bürgern, 

Professoren des Fachbereiches IV und 

unseren Ingenieuren bereits auf zahl- 
reichen Veranstaltungen statt, die 
noch die Gewähr einer Information ge- 

ben", 

Wahlen... 
Fortsetzung von Seite 1 

men auf sich vereinigen konnte und da- 

mit das Feld dem RCDS überließ;,der je- 
doch ebenfalls kaum mit 5,8 Prozent zu- 
frieden sein dürfte. 

Bei den anderen Statusgruppen gab es in 

diesem Umfang keine Verschiebung. Le- 

diglich der linkssozialdemokratisch 

orientierte Hochschulpolitische Arbeits= 
kreis Oldenburg” (HAKO) vermochte bei 
den Hochschullehrern der”Liste Demokra- 
tische Hochschule" (früher Schulenberg- 
Liste) zehn Punkte abzunehmen, was al- 
lerdings an der unangefochtenen führen- 

den Position der "Liste Demokratische 

Hochschule" nichts änderte. Bei den 

Wissenschaftlichen Mitarbeitern gingen 
die Gewinne des HAKO, dessen Mitglieder 
‘allerdings mit mehr Stimmen gerechnet 

hatten, zu Lasten der Linken Liste, die 
diesmal nur etwa 29 Prozent erreichte.gh
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Keine Verbesserung der 
Haushaltslage im Jahr 1977 
Trotz einer voraussichtlichen Steigerung des Haushaltsvolumens für das Jahr 

4977 wm fast 13 Prozent wird sich die Lage der Universität Oldenburg kaum ver- 

bessern - in einigen Bereichen angesichts höherer Studentenzahlen sogar noch 

verschlechtern. Der Entwurf des Kassenanschlages sieht ein Volumen von fast 36 

Millionen Mark vor - etwa vier Millionen Mark mehr als im vergangenen Jahr. 

Protest wird die Universität insbeson- 

dere dagegen erheben, daß die Titel- 

gruppe 71 "Lehre und Forschung", aus 

der der Geschäftsbedarf, Reisekosten 

usw. für die Fachbereiche gedeckt wer- 

den soll, keine Steigerung erfahren hat, 

was zur Verschlechterung der Arbeitsbe- 

dingungen nicht nur der Hochschullehrer 

führt. 

Auch beim Stellenhaushalt sieht es . 
nicht viel besser aus. Lediglich sieben 

Stellen für die Zentrale Einrichtung 

technisch-wissenschaftlicher Anlagen 

(ZETWA), eine Stelle für das Rechenzen- 
trum und fünf Stellen für die Biblio- 

thek sowie zwei Hochschullehrerstellen 

tragen nur geringfügig zur Entspannung 

der lage bei - zumal vier Hochschulleh- 

rerstellen eingezogen wurden. Das Stel- 

-lendefizit im Wissenschaftsbereich kann 

auch nicht durch die eher: bescheidene 

‘Anhebung der Titelgruppe Lehraufträge 
um 45.700 auf 155.700 Mark und die Stei- 

gerung der Beschäftigungsentgelte für 

wissenschaftliche Hilfskräfte von 

900.000 auf 990.000 Mark ausgeglichen 

verden. 

Immerhin bleibt in einigen Detailberei- 

chen Erfreuliches zu vermelden. So kön- 

nen Dienstleister und Hochschullehrer 

hoffen, demnächst weniger häufig bei 

Ferngesprächen unterbrochen zu werden, 

da jetzt 188.800 Mark - etwa 44.000 

Mark mehr als ein Jahr zuvor-fürs Tele- 

fonieren ausgegeben werden dürfen. Die 

Zuweisung von zusätzlichen 90.000 Mark 

für die Mieten und Pachten erscheint 

nur auf den ersten Blick hoch — doch 

reicht dieser Betrag nicht einmal da- 

für aus, Flächen in einer Größenordnung 
anzumieten, wie sie sich aus dem Stel- 
lenbestand 1976 ableiten ließen. 

Höchst unerfreulich für dieStudenten st, 
u. a. die Aussicht, demnächst mehr für 
das Vorlesungsverzeichnis ausgeben zu 

müssen. Mit 35.000 anstatt 40.000 Mark 

soll das Verzeichnis künftig nur noch 

bezuschußt werden. Unklar bleibt auch 

trotz anderer Aussagen, ob Exkursionen 

wenigstens im gleichen Umfang wie im 

vergangenen Jahr gefördert werden. Denn 

zunächst sollen der Universität nur 

9.000 Mark überwiesen werden. 27.000 

Mark wies der letztjährige Haushalt aus. 

sh 

Unihat Interesse an 
Max-Planck-Institut 
Die Universität Oldenburg wird sich 

verstärkt um die Laborräume des Max- 

Planek-Instituts (MPI) in Wilhelmsha- 
ven kümmern, das demnächst an einen 
anderen Ort verlegt wird. In einem Be- 

schluß hat der Senat den Rektor beauf- 

tragt, gemeinsam mit Vertretern des 

Fachbereiches IV die Interessen der 

Universität mit Nachdruck zu vertreten. 

Gleichzeitig forderte der Senat den 

Fachbereich auf, möglichst umgehend 

konkrete Vorstellungen zur Nutzung des 

Institutes durch die Universität Olden- 

burg vorzuschlagen. 

Um das Max-Planck-Institut in Wilhelns- 

haven, das über ausgezeichnete labor- 
anlagen verfügt, bemüht sich nicht nur 

die Universität Oldenburg, sondern auch 

Spieltherapie 
Die Studiengangsplanungskommission 

"Spiel- und Bewegungstherapie" hat ihre 

Arbeit formell eingestellt, da eine ge- 

zielte Kommissionsarbeit vor allem 

‘durch Unterstützung von Lehraufträgen, 
Gastvorträgen und Exkursionen aufgrund 

fehlender Haushaltsmittel derzeit nicht 

möglich ist. Einen entsprechenden Be- 

schluß der Kommission hat der Senat 
zur Kenntnis genommen. 

verschiedene andere Institutionen. Für 

den Fachbereich IV wären die Laborflä- 

chen von besonderem Interesse, da sich 

hier Arbeitsgruppen gebildet haben, 

die Forschungs- und Untersuchungsarbei- 

ten über Küstengewässer, Ästuarien 

(trichterförmige Flußmündungen) und Um- 
weltprobleme des Nordwestraumes durch- 

‘führen. Diese Forschung steht durchaus 

in einem Zusammenhang mit einem Vor- 

schlag des Leiters des Senckenberg- 

Instituts Wilhelmshaven, Dr. Reineck, 

der empfohlen hatte, aus dem MPI ein 

interdisziplinäres Institut für "Stoff- 

kreisläufe und marine Umwelt" zu machen, 

Umstritten ist im Fachbereich, welche 
Strukturen und Organisationsformen- eine 
solche Institution der Universität ha- 
ben könnte, 

Berufsverbote 
In einer Petition wandten sich ann 

hernd 20 Organisationen der -Oldenbur- 

ger Patenstadt Brügge an die verant- 

wortlichen Stellen in der BRD mit der 

Forderung nach Aufhebung der Berufsver- 

bote und appellierten im Rahmen der 

patenschaftlichen Beziehungen Brügges 

zu Oldenburg gleichzeitig an den Rat 
der Stadt, sich konsequent gegen die 

Berufsverbote auszusprechen. 
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BIETER SVEN LAURIEN ist als Konsolope- 
rateur im Rechenzentrum eingestellt 

worden. 

WILHEIM BÜTTEMEYER, Wiss. Ass. für Phi- 
losophie im FB I, hat auf Einladung 

der Domus Galilaeana in Pisa auf einer 
Tagung zur Geschichte der italieni- 
schen Psychologie am 29. und 30. Janu- 

ar einen Vortrag über wissenschafts- . 

theoretische Aspekte. im Psychologie- 

Konzept des Philosophen Roberto Ardigos 

gehalten. : 

ADOLF ZIMMER, bisher wissenschaftlicher 

Assistent an der Universität Regensburg 

ist zum wissenschaftlichen Rat und Pro- 

fessor für "Allgemeine Psychologie mit 

dem Schwerpunkt Methodenlehre" ernannt 

worden. 

FRIEDRICH BADER, bisher wissenschaft- 

licher Angestellter in der Zetwa, ist 
zum Akademischen Rat ernannt worden, 

Ausschreibungen 
ZETWA, drei wissenschaftliche Hilfs- 
kraftstellen. Aufgabengebiet: Labor- 

glas- und Zubehörlager (46 Std.),Tech- 
nisches Zeichnen (46 Std.) und wiss.- 
techn. Beschaffungswesen (46 Std.). 
Bewerbungen von Interessenten, die 

möglichst eine Vorbildung nachweisen 

sollten, sind bis zum 16. Februar 77 

bei W. Brandorff (AVZ 1-464) abzuge- 
ben. 

C 

FACHBEREICH I (Lehramt Sport), drei 
wissenschaftliche Hilfskraftstellen. 

Aufgabengebiet: Volleyball (2 Std), 
Segeln (4 Std.) und Klavierbegleitung, 
Bewerbungen bis 18. Februar an H. Mat- 

schuck (Uni-Postfach FB I). 

Der Bewerbungsschluß für die bereits 

im uni-info 2/77 ausgeschriebenen Tu- 
torenstellen im Fachbereich I ist end- 

gültig für Montag, den 14. Februar. 77, 

12 Uhr festgesetzt worden. 

Dieser Termin gilt ebenfalls für die 

Bewerbungen um WiHi-Stellen (techni- 
sche Aufgaben). 

Termine 
DONNERSTAG, 10.2277, 9.00 Uhr, VG 
108, Gastvortrag eines Mitarbeiters 
des Landesarbeitsamtes Bremen/Nie- 
dersachsen, zum :Thema:"Die arbeits- 

marktpolitische Bedeutung des Instru 

ments:der beruflichen Förderung 

(Fortbildung und Umschulung) unter 
besonderer Berücksichtigung der ge- 
genwärtigen Arbeitsmarktsituation." 

FREITAG, 11.2.1977, 9-14 Uhr, 

Anhörungen "Statistische Methoden- 

lehre". Richard Vahrenkamp (Karls- 
ruhe), Klaus Haagen, (München), 
Bernd Leiner (Heidelberg), Hans Pe- 
ter Litz (Berlin), Klaus Reeh (Saar- 
brücken). 

  

    

 


